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1485 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XX. GP  

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Soziales 

über die Regierungsvorlage (1449 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Arbeit-
nehmerInnenschutzgesetz, Artikel VI des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 450/1994 und das 
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert werden 

Durch die gegenständliche Regierungsvorlage soll folgende Konzeption legistisch umgesetzt werden: 
– Schaffung von “Präventionszentren der zuständigen Träger der Unfallversicherung”; 
– gleichwertige Qualität der sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Betreuung für alle 

Arbeitsstätten, unabhängig von der Arbeitnehmerzahl, und der entsprechenden Qualitätssicherung; 
– regelmäßige Begehung von Präventivfachkräften anstelle einer Mindesteinsatzzeit in Arbeitsstätten 

mit bis zu 50 Arbeitnehmern in Form von Basisbetreuung und zusätzlichen anlaßbezogenen 
Betreuungen (zB bei Arbeitsunfällen, neuen Arbeitsverfahren, Einsatz neuer Arbeitsstoffe usw.); 

– Aufrechterhaltung der Wahlmöglichkeit des Arbeitgebers, für die Bestellung eigener Präventivdienste 
zu sorgen; 

– Neuregelung und Ausweitung des sogenannten “Unternehmermodells”; 
– Ersatz der Bescheidverfahren für sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Zentren durch ein 

effizientes “Meldesystem” und der Sicherung der Qualität und der hohen Standards der Zentren. 

In den finanziellen Erläuterungen der Regierungsvorlage wird darauf hingewiesen, daß die Finanzierung 
der Präventionszentren durch die Träger der Unfallversicherung erfolgt und zu keiner Mehrbelastung für 
den Bund führt. Der Entfall der Bewilligungsverfahren für arbeitsmedizinische Zentren beim Bundes-
ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales bewirkt keine nennenswerten Einsparungen, da derzeit 
bereits 30 Zentren bewilligt sind und für die Zukunft Neuanträge nur noch vereinzelt zu erwarten sind. 

Der Entfall der Feststellungsverfahren für sicherheitstechnische Zentren beim Bundesministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales stellt zwar eine enorme Verwaltungsvereinfachung dar, bewirkt de facto 
jedoch dennoch keine Einsparung, weil die nunmehr aufzuhebende Bestimmung bisher noch nicht in 
Kraft getreten ist. Die Überprüfung der Zentren durch die Arbeitsinspektorate wird mit den vorhandenen 
personellen Resourcen erfolgen und daher keine zusätzlichen Vollzugskosten bewirken. 

Der Ausschuß für Arbeit und Soziales hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
17. November 1998 in Verhandlung genommen. 

Berichterstatter im Ausschuß war der Abgeordnete Mag. Dr. Josef Trinkl. 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten Reinhart Gaugg, Dipl.-Kfm. Dr. Günter Stummvoll, 
Sophie Bauer, Dr. Volker Kier, Dr. Gottfried Feurstein, Karl Öllinger, Heidrun Silhavy, Mag. Walter 
Guggenberger, Mag. Dr. Josef Trinkl, Mag. Herbert Haupt sowie die Bundesministerin für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales Eleonora Hostasch. 

Vom Abgeordneten Mag. Herbert Haupt wurde ein Abänderungsantrag betreffend Art. I Z 6a, 8, 9, 10, 
13a, 15, 16, 21, 22, 23 und Z 25 eingebracht. 

Weiters wurde von den Abgeordneten Annemarie Reitsamer und Dr. Gottfried Feurstein ein Abände-
rungsantrag betreffend § 77a Abs. 5, 7 und 8 ArbeitnehmerInnenschutzgesetz gestellt, wodurch die 
Bestimmungen für Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern auch dann gelten sollen, wenn bis zu 
53 Arbeitnehmer beschäftigt werden und die Zahl von 50 Arbeitnehmern nur deshalb überschritten wird, 
weil in dieser Arbeitsstätte Lehrlinge oder begünstigte Behinderte im Sinne des Behinderteneinstellungs-
gesetzes beschäftigt werden. Diesfalls sind zusätzliche anlaßbezogene Begehungen zu veranlassen. Diese 

1485 der Beilagen XX. GP - Volltext 1 von 10



2 1485 der Beilagen 

 

Ausnahme gilt jedoch nicht für Arbeitsstätten, die vorwiegend der Ausbildung Jugendlicher oder der 
Beschäftigung Behinderter dienen, wie Lehrwerkstätten oder geschützte Werkstätten. 
Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvorlage unter Berücksichtigung des oberwähnten Abände-
rungsantrages der Abgeordneten Annemarie Reitsamer und Dr. Gottfried Feurstein mit Stimmenmehr-
heit angenommen. 
Weiters wurde vom Ausschuß für Arbeit und Soziales mit Stimmenmehrheit folgende Ausschuß-
feststellung beschlossen: 
Der Ausschuß geht davon aus, daß die Träger der Unfallversicherung insoweit verpflichtet sind, sich bei 
der Einrichtung der Präventionszentren vorrangig externer Präventivfachkräfte und sicherheitstechnischer 
und arbeitsmedizinischer Zentren zu bedienen, als dabei die erforderliche Weiterbildung und Qualität der 
Betreuung in gleicher Weise gewährleistet ist und soweit dies mit den Grundsätzen der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit vereinbar ist. 
Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß für Arbeit und Soziales somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle dem angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
Wien, 1998 11 17 

 Mag. Dr. Josef Trinkl Annemarie Reitsamer 
 Berichterstatter Obfrau 
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Anlage 

Bundesgesetz, mit dem das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, Artikel VI des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 450/1994 und das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert 
werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Artikel I 

Änderung des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes 
Das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 47/1997, wird geändert wie folgt: 

1. § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
“Arbeitgeber im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede natürliche oder juristische Person, Personengesell-
schaft des Handelsrechts oder eingetragene Erwerbsgesellschaft, die als Vertragspartei des Beschäf-
tigungs- oder Ausbildungsverhältnisses mit dem Arbeitnehmer die Verantwortung für das Unternehmen 
oder den Betrieb trägt.” 

2. In § 2 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz eingefügt: 
“Mehrere auf einem Betriebsgelände gelegene oder sonst im räumlichen Zusammenhang stehende 
Gebäude eines Arbeitgebers zählen zusammen als eine Arbeitsstätte.” 

3. § 63 Abs. 1 lautet: 
“§ 63. (1) Der Nachweis der Fachkenntnisse gemäß § 62 ist durch ein Zeugnis einer hiefür in 

Betracht kommenden Unterrichtsanstalt oder durch ein Zeugnis einer anderen Einrichtung zu erbringen, 
die hiezu vom Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales oder, wenn diese Einrichtung oder 
deren Betreiber der Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegt, vom Bundesminister für Wissen-
schaft und Verkehr ermächtigt wurde.” 

4. § 73 Abs. 5 lautet: 
“(5) Bei Inanspruchnahme eines sicherheitstechnischen Zentrums entfällt die Verpflichtung der 

Arbeitgeber zur Beistellung des Hilfspersonals, der Ausstattung und der Mittel. Bei Inanspruchnahme 
externer Sicherheitsfachkräfte entfällt diese Verpflichtung der Arbeitgeber insoweit, als die externen 
Sicherheitsfachkräfte nachweislich das erforderliche Hilfspersonal, die erforderliche Ausstattung und die 
erforderlichen Mittel beistellen.” 

5. § 75 samt Überschrift lautet: 
“Sicherheitstechnische Zentren 

§ 75. (1) Für den Betrieb eines sicherheitstechnischen Zentrums im Sinne dieses Bundesgesetzes 
müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 
 1. Die sicherheitstechnische Leitung des Zentrums muß einer Sicherheitsfachkraft übertragen sein, 

die die erforderlichen Fachkenntnisse nachweist und die sicherheitstechnische Betreuung im 
Ausmaß der wöchentlichen Normalarbeitszeit ausübt. 

 2. Im Zentrum müssen weitere Sicherheitsfachkräfte beschäftigt werden, die die erforderlichen 
Fachkenntnisse nachweisen, sodaß gewährleistet ist, daß das Zentrum regelmäßig eine sicher-
heitstechnische Betreuung im Ausmaß von mindestens 70 Stunden wöchentlich ausüben kann, 
wobei auf dieses Ausmaß nur die Einsatzzeit von Sicherheitsfachkräften anzurechnen ist, die 
regelmäßig mindestens acht Stunden wöchentlich beschäftigt werden. 
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 3. Im Zentrum muß das erforderliche Fach- und Hilfspersonal beschäftigt werden. 
 4. Im Zentrum müssen die für eine ordnungsgemäße sicherheitstechnische Betreuung erforderlichen 

Einrichtungen, Geräte und Mittel vorhanden sein. 
(2) Der Betreiber eines sicherheitstechnischen Zentrums hat dem Bundesminister für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales zu melden: 
 1. spätestens vier Wochen vor Aufnahme des Betriebes eines Zentrums: Zeitpunkt der beabsich-

tigten Inbetriebnahme, Bezeichnung des Zentrums, Name des Leiters, Anschrift und Telefon-
nummer des Zentrums, 

 2. nach Aufnahme des Betriebes: allfällige Änderungen der Angaben nach Z 1, 
 3. die allfällige Beendigung der Tätigkeit des Zentrums. 

(3) Das zuständige Arbeitsinspektorat hat auf Grund der Meldung nach Abs. 2 Z 1 unverzüglich zu 
überprüfen, ob die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen. Ergibt die Überprüfung, daß die Voraus-
setzungen nach Abs. 1 nicht erfüllt sind, hat das Arbeitsinspektorat den Betreiber schriftlich zur 
Behebung der Mängel vor Aufnahme des Betriebes des Zentrums aufzufordern. Wird ein 
sicherheitstechnisches Zentrum betrieben, ohne die Voraussetzungen nach Abs. 1 zu erfüllen, hat das 
Arbeitsinspektorat Strafanzeige an die zuständige Verwaltungsstrafbehörde zu erstatten. § 9 Abs. 4 und 5 
sowie §§ 11 und 13 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27, gelten sinngemäß. Das 
Arbeitsinspektorat hat den zuständigen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer 
 1. Gelegenheit zu geben, an der Überprüfung teilzunehmen, 
 2. gegebenenfalls eine Kopie der Aufforderung zur Behebung der Mängel zu übermitteln und 
 3. mitzuteilen, ob die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen oder ob Strafanzeige erstattet wurde. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat jährlich eine Liste der sicherheits-
technischen Zentren zu erstellen und sie den Interessenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sowie auf Anfrage auch sonstigen Personen zu übermitteln. Diese Liste hat zu enthalten: Namen der 
Betreiber, Namen der Leiter, Anschriften, Telefonnummern und Bezeichnung der Zentren. In diese Liste 
sind alle sicherheitstechnischen Zentren aufzunehmen, bei denen die Prüfung gemäß Abs. 3 ergeben hat, 
daß sie die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen. Erfolgt eine rechtskräftige Bestrafung im Sinne des 
§ 130 Abs. 6 Z 1, so ist das betreffende Zentrum aus der Liste zu streichen.” 

6. § 77 Abs. 1 und 2 lauten: 
“§ 77. (1) Sicherheitsfachkräfte sind in dem zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Ausmaß, 

mindestens aber im Ausmaß der Mindesteinsatzzeit, zu beschäftigen, sofern § 77a nicht anderes 
bestimmt. 

(2) Die Mindesteinsatzzeit richtet sich nach der Anzahl der Arbeitnehmer, die in einer Arbeitsstätte 
von einem Arbeitgeber beschäftigt werden. Die auf Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen 
beschäftigten Arbeitnehmer sind einzurechnen. Dies gilt nicht für Arbeitnehmer auf Baustellen, für die 
eine gesonderte, diesem Bundesgesetz entsprechende sicherheitstechnische Betreuung eingerichtet ist. 
Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer sind bei der Berechnung der Anzahl der Arbeitnehmer entsprechend 
dem Umfang ihrer Beschäftigung anteilsmäßig einzurechnen. In Arbeitsstätten mit saisonal bedingt 
wechselnder Arbeitnehmerzahl richtet sich die Mindesteinsatzzeit nach der vorhersehbaren durchschnitt-
lichen Arbeitnehmerzahl pro Jahr.” 

7. § 77 Abs. 5 lautet: 
“(5) Die jährliche Mindesteinsatzzeit ist unter Berücksichtigung der betrieblichen Verhältnisse 

aufzuteilen. Jeder Teil muß mindestens vier Stunden betragen. Auf jedes Kalendervierteljahr muß 
mindestens ein Achtel der jährlichen Mindesteinsatzzeit entfallen. In Arbeitsstätten mit saisonal bedingt 
wechselnder Arbeitnehmerzahl kann vom letzten Satz abgewichen werden.” 

8. Nach § 77 wird folgender § 77a samt Überschrift eingefügt: 
“Begehungen in Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern 

§ 77a. (1) In Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern hat die sicherheitstechnische und 
arbeitsmedizinische Betreuung in Form von Begehungen durch eine Sicherheitsfachkraft und durch einen 
Arbeitsmediziner zu erfolgen. 

(2) Regelmäßige Begehungen haben mindestens in den in Z 1 und 2 genannten Zeitabständen 
sowohl durch eine Sicherheitsfachkraft als auch durch einen Arbeitsmediziner, nach Möglichkeit 
gemeinsam, zu erfolgen. Diese Begehungen haben sich auf alle Aspekte von Sicherheit und 
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Gesundheitsschutz bei der Arbeit in der Arbeitsstätte, einschließlich aller dazugehöriger Baustellen und 
auswärtigen Arbeitsstellen, zu beziehen: 
 1. in Arbeitsstätten mit 1 bis 10 Arbeitnehmern: mindestens einmal in zwei Kalenderjahren, 
 2. in Arbeitsstätten mit 11 bis 50 Arbeitnehmern: mindestens einmal im Kalenderjahr. 

(3) Darüber hinaus sind weitere Begehungen je nach Erfordernis zu veranlassen. Bezieht sich eine 
aus Anlaß der in §§ 76 Abs. 3 und 81 Abs. 3 genannten Fälle veranlaßte Begehung auf alle Aspekte von 
Sicherheit und Gesundheitsschutz, gilt diese als Begehung nach Abs. 2. 

(4) Arbeitgeber haben bei Begehungen nach Abs. 2 und 3 dafür zu sorgen, daß nach Möglichkeit 
alle Arbeitnehmer anwesend sind, soweit sie nicht durch Urlaub, Krankenstand oder sonstige wichtige 
persönliche Gründe oder zwingende betriebliche Gründe verhindert sind. 

(5) Für die Ermittlung der Arbeitnehmerzahl ist maßgeblich, wie viele Arbeitnehmer regelmäßig in 
der Arbeitsstätte beschäftigt werden. Für Arbeitsstätten mit wechselnder Arbeitnehmerzahl gelten die 
Bestimmungen für Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern auch dann, wenn die vorhersehbare 
durchschnittliche Arbeitnehmerzahl pro Jahr nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beträgt und an nicht mehr 
als 30 Tagen im Jahr mehr als 75 Arbeitnehmer in der Arbeitsstätte beschäftigt werden. Die 
Bestimmungen für Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern gelten auch dann, wenn in einer 
Arbeitsstätte bis zu 53 Arbeitnehmer beschäftigt werden, sofern die Zahlengrenze von 50 Arbeitnehmern 
nur deshalb überschritten wird, weil in dieser Arbeitsstätte Lehrlinge oder begünstigte Behinderte im 
Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1970, beschäftigt werden. 

(6) Arbeitnehmer, die auf Baustellen oder auswärtigen Arbeitsstellen beschäftigt werden, sind bei 
der Ermittlung der Arbeitnehmerzahl jener Arbeitsstätte zuzurechnen, der sie organisatorisch zugehören, 
im Zweifel dem Unternehmenssitz. Dies gilt nicht für Arbeitnehmer auf Baustellen, für die eine 
gesonderte sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung nach den §§ 77 und 82 eingerichtet 
ist. 

(7) Abs. 5 letzter Satz gilt nicht für Arbeitsstätten, die vorwiegend der Ausbildung Jugendlicher oder 
der Beschäftigung Behinderter dienen, wie Lehrwerkstätten oder geschützte Werkstätten. 

(8) Im Fall des Abs. 5 letzter Satz sind Begehungen im Sinne des Abs. 3 zusätzlich aus dem 
Erfordernis der spezifischen Aspekte von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Lehrlinge oder der 
begünstigten Behinderten zu veranlassen.” 

9. § 78 samt Überschrift lautet: 

“Sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung in Arbeitsstätten mit bis zu 
50 Arbeitnehmern 

§ 78. (1) Die sicherheitstechnische Betreuung in Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern kann 
erfolgen: 
 1. durch Bestellung von Sicherheitsfachkräften gemäß § 73, 
 2. durch Inanspruchnahme eines Präventionszentrums des zuständigen Trägers der Unfallver-

sicherung gemäß § 78a, sofern der Arbeitgeber insgesamt nicht mehr als 250 Arbeitnehmer 
beschäftigt, oder 

 3. durch den Arbeitgeber selbst nach Maßgabe des § 78b (Unternehmermodell). 

(2) Die arbeitsmedizinische Betreuung in Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern kann erfolgen: 
 1. durch Bestellung von Arbeitsmedizinern gemäß § 79 oder 
 2. durch Inanspruchnahme eines Präventionszentrums des zuständigen Trägers der Unfallver-

sicherung gemäß § 78a, sofern der Arbeitgeber insgesamt nicht mehr als 250 Arbeitnehmer 
beschäftigt. 

(3) Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 Z 2 gelten nicht, wenn ein Präventionszentrum die Betreuung gemäß 
§ 78a Abs. 2 letzter Satz ablehnt. Abs. 1 Z 3 gilt nicht, wenn der Arbeitgeber zweimal rechtskräftig 
gemäß § 130 Abs. 1 lit. 27b bestraft wurde. 

(4) Die Arbeitgeber haben die Sicherheitsvertrauenspersonen und die Belegschaftsorgane, sind 
weder Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet, alle Arbeitnehmer, von 
ihrer Absicht, für eine Arbeitsstätte ein Präventionszentrum in Anspruch zu nehmen oder die sicherheits-
technische Betreuung selbst durchzuführen, zu informieren und mit ihnen darüber zu beraten.” 
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10. Nach § 78 werden folgende §§ 78a und 78b jeweils samt Überschrift eingefügt: 
“Präventionszentren der Unfallversicherungsträger 

§ 78a. (1) Für die sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung der Arbeitnehmer in 
Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern hat der zuständige Träger der Unfallversicherung 
Präventionszentren einzurichten. Diesen Präventionszentren müssen Sicherheitsfachkräfte mit den 
Fachkenntnissen nach § 74 und Arbeitsmediziner mit der Ausbildung nach § 79 Abs. 2, das erforderliche 
Fach- und Hilfspersonal und die zur arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen Betreuung 
erforderlichen Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Verfügung stehen. Der zuständige Träger der 
Unfallversicherung hat sich dabei vorrangig externer Präventivfachkräfte und sicherheitstechnischer und 
arbeitsmedizinischer Zentren zu bedienen, die die Betreuungsleistungen in seinem Auftrag zu erbringen 
haben. 

(2) Die Präventionszentren haben Verlangen der Arbeitgeber auf Begehung und Betreuung unter 
Berücksichtigung der Dringlichkeit so bald als möglich, bei Gefahr im Verzug unverzüglich, nachzu-
kommen und darüber hinaus nach pflichtgemäßem Ermessen den Arbeitgebern von sich aus die 
sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung für Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern 
anzubieten. Die Präventionszentren können die Betreuung ablehnen, wenn ihnen der Arbeitgeber die 
erforderlichen Informationen und Unterlagen gemäß § 76 Abs. 2 oder § 82 Abs. 2 nicht zur Verfügung 
stellt. 

(3) Nimmt der Arbeitgeber ein Präventionszentrum in Anspruch, sind die Sicherheitsvertrauens-
personen und die Belegschaftsorgane, sind weder Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt noch Beleg-
schaftsorgane errichtet, alle Arbeitnehmer, berechtigt, direkt beim zuständigen Unfallversicherungsträger 
Auskunftserteilung, Beratung und Zusammenarbeit und erforderlichenfalls Begehungen durch ein 
Präventionszentrum zu verlangen. Die Präventionszentren haben die Quelle solcher Verlangen als 
vertraulich zu behandeln. Abs. 2 erster Halbsatz gilt sinngemäß. 

(4) Die §§ 76 Abs. 1 bis 3, 81 Abs. 1 bis 3, 84 Abs. 1 und 4, 85 Abs. 1 und § 86 gelten sinngemäß. 
Weiters gilt § 85 Abs. 3 sinngemäß mit der Maßgabe, daß die Sicherheitsvertrauenspersonen und 
Belegschaftsorgane auch beizuziehen sind, wenn die Begehungen nicht gemeinsam erfolgen. 

(5) Das Präventionszentrum hat nach jeder Begehung dem Arbeitgeber die Begehungsergebnisse 
und allfällige Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in bezug auf Sicherheit und 
Gesundheitsschutz, allenfalls unter Bekanntgabe einer Dringlichkeitsreihung, schriftlich bekanntzugeben. 
Der Arbeitgeber hat diese Verbesserungsvorschläge sowie sonstige vom Präventionszentrum übermittelte 
Informationen und Unterlagen den Belegschaftsorganen und den Sicherheitsvertrauenspersonen zu 
übermitteln. Wenn keine Sicherheitsvertrauenspersonen bestellt sind, sind die Verbesserungsvorschläge 
des Präventionszentrums sowie allfällige sonstige Informationen und Unterlagen an geeigneter Stelle zur 
Einsichtnahme durch die Arbeitnehmer aufzulegen. Der Arbeitgeber hat die Verbesserungsvorschläge bei 
der Festlegung von Maßnahmen nach § 4 Abs. 3 und Abs. 4 zu berücksichtigen. 

(6) Die zuständigen Arbeitsinspektorate und das Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr 
sind verpflichtet, dem zuständigen Träger der Unfallversicherung für die Erfüllung der durch dieses 
Bundesgesetz übertragenen Aufgaben mindestens einmal pro Kalenderjahr folgende Daten der von ihnen 
im jeweiligen Zuständigkeitsbereich erfaßten Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern zu übermitteln: 
 1. Namen oder sonstige Bezeichnung der Arbeitgeber, 
 2. Wirtschaftszweigklassifikationen gemäß ÖNACE 1995, 
 3. Anschriften der Arbeitsstätten. 

(7) Der zuständige Träger der Unfallversicherung ist verpflichtet, dem Bundesministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales und dem Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr mindestens 
einmal pro Kalenderjahr folgende Daten der von ihm erfaßten Arbeitsstätten mit bis zu 50 
Arbeitnehmern, für die ein Präventionszentrum in Anspruch genommen wird, zu übermitteln, soweit 
diese Arbeitsstätten in deren jeweiligen Zuständigkeitsbereich fallen: 
 1. Namen oder sonstige Bezeichnung der Arbeitgeber, 
 2. Wirtschaftszweigklassifikationen gemäß ÖNACE 1995, 
 3. Anschriften der Arbeitsstätten und 
 4. Angabe des Datums von Besichtigungen der Arbeitsstätten. 

(8) Des weiteren hat der zuständige Träger der Unfallversicherung dem Bundesministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales und dem Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Zuständigkeitsbereiches einmal jährlich Namen und Anschriften jener 
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externen Präventivfachkräfte und sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Zentren, die mit der 
Durchführung von Betreuungsleistungen gemäß Abs. 1 beauftragt wurden, zu übermitteln. 

Unternehmermodell 
§ 78b. (1) Arbeitgeber können selbst die Aufgaben der Sicherheitsfachkräfte gemäß § 76 Abs. 1, 

§ 84 Abs. 1 und 3, § 85 Abs. 1 und 2 und § 86 Abs. 1 und 2 wahrnehmen, wenn sie 
 1. insgesamt nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigen und die erforderlichen Fachkenntnisse 

gemäß § 74 nachweisen oder 
 2. insgesamt nicht mehr als 25 Arbeitnehmer beschäftigen und ausreichende Kenntnisse auf dem 

Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes für die jeweilige Arbeitsstätte nachweisen. 
(2) Die Kenntnisse im Sinne des Abs. 1 Z 2 müssen 

 1. insbesondere die Grundsätze auf den Gebieten der Organisation und Methoden des betrieblichen 
Arbeitnehmerschutzes, der Ergonomie, der Sicherheit von Arbeitssystemen, der gefährlichen 
Arbeitsstoffe sowie der Ermittlung und Beurteilung von Gefahren umfassen und 

 2. durch eine Ausbildungseinrichtung, die eine gemäß § 74 Abs. 2 anerkannte Fachausbildung 
durchführt, bescheinigt sein. 

(3) Voraussetzung für die Bescheinigung nach Abs. 2 Z 2 ist der erfolgreiche Abschluß 
 1. einer mindestens 72 Unterrichtseinheiten zu je 50 Minuten umfassenden Ausbildung auf den in 

Abs. 2 genannten Gebieten und 
 2. von jeweils mindestens 14 Unterrichtseinheiten zu je 50 Minuten umfassenden Weiterbildungen 

in Abständen von längstens drei Jahren. 
(4) Soweit ein Arbeitgeber über sonstige Ausbildungsnachweise auf den in Abs. 2 Z 1 angeführten 

Gebieten verfügt, kann der zuständige Träger der Unfallversicherung diese Ausbildungsnachweise als 
gänzlichen oder teilweisen Ersatz für die Ausbildung nach Abs. 3 anerkennen. In diesem Fall sind die 
Kenntnisse nach Abs. 2 Z 1 durch eine den Richtlinien des zuständigen Trägers der Unfallversicherung 
entsprechende Prüfung durch eine Ausbildungseinrichtung nach Abs. 2 Z 2 zu bescheinigen.” 
11. § 79 Abs. 1 Z 3 lautet: 
 “3. durch Inanspruchnahme eines arbeitsmedizinischen Zentrums.” 
12. § 80 samt Überschrift lautet: 

“Arbeitsmedizinische Zentren 
§ 80. (1) Für den Betrieb eines arbeitsmedizinischen Zentrums im Sinne dieses Bundesgesetzes 

müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 
 1. Die ärztliche Leitung des Zentrums muß einem Arzt übertragen sein, der über die erforderliche 

Ausbildung verfügt und die arbeitsmedizinische Betreuung im Ausmaß der wöchentlichen 
Normalarbeitszeit ausübt. 

 2. Im Zentrum müssen weitere Ärzte beschäftigt werden, die über die erforderliche Ausbildung 
verfügen, sodaß gewährleistet ist, daß das Zentrum regelmäßig eine arbeitsmedizinische 
Betreuung im Ausmaß von mindestens 70 Stunden wöchentlich ausüben kann, wobei auf dieses 
Ausmaß nur die Einsatzzeit von Ärzten anzurechnen ist, die regelmäßig mindestens acht Stunden 
wöchentlich beschäftigt werden. 

 3. Im Zentrum muß das erforderliche Fach- und Hilfspersonal beschäftigt werden. 
 4. Im Zentrum müssen die für eine ordnungsgemäße arbeitsmedizinische Betreuung erforderlichen 

Einrichtungen, Geräte und Mittel vorhanden sein. 
(2) Der Betreiber eines arbeitsmedizinischen Zentrums hat dem Bundesminister für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales zu melden: 
 1. spätestens vier Wochen vor Aufnahme des Betriebes eines Zentrums: Zeitpunkt der beabsich-

tigten Inbetriebnahme, Bezeichnung des Zentrums, Name des Leiters, Anschrift und Telefon-
nummer des Zentrums, 

 2. nach Aufnahme des Betriebes: allfällige Änderungen der Angaben nach Z 1, 
 3. die allfällige Beendigung der Tätigkeit des Zentrums. 

(3) Das zuständige Arbeitsinspektorat hat auf Grund der Meldung nach Abs. 2 Z 1 unverzüglich zu 
überprüfen, ob die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen. Ergibt die Überprüfung, daß die Voraus-
setzungen nach Abs. 1 nicht erfüllt sind, hat das Arbeitsinspektorat den Betreiber schriftlich zur 
Behebung der Mängel vor Aufnahme des Betriebes des Zentrums aufzufordern. Wird ein 
arbeitsmedizinisches Zentrum betrieben, ohne die Voraussetzungen nach Abs. 1 zu erfüllen, hat das 
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Arbeitsinspektorat Strafanzeige wegen Übertretung im Sinne des § 130 Abs. 6 Z 2 an die zuständige 
Verwaltungsstrafbehörde zu erstatten. § 9 Abs. 4 und 5 sowie §§ 11 und 13 des 
Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27/1993, gelten sinngemäß. Das Arbeitsinspektorat hat den 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie der 
Österreichischen Ärztekammer 
 1. Gelegenheit zu geben, an der Überprüfung teilzunehmen, 
 2. gegebenenfalls eine Kopie der Aufforderung zur Behebung der Mängel zu übermitteln und 
 3. mitzuteilen, ob die Voraussetzungen vorliegen oder ob Strafanzeige erstattet wurde. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat jährlich eine Liste der arbeits-
medizinischen Zentren zu erstellen und sie den Interessenvertretungen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, der Österreichischen Ärztekammer sowie auf Anfrage auch sonstigen Personen zu 
übermitteln. Diese Liste hat zu enthalten: Namen der Betreiber, Namen der Leiter, Anschriften, 
Telefonnummern und Bezeichnung der Zentren. In diese Liste sind alle arbeitsmedizinischen Zentren 
aufzunehmen, die eine Meldung nach Abs. 2 Z 1 erstattet haben und bei denen die Prüfung gemäß Abs. 3 
ergeben hat, daß sie die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen. Erfolgt eine rechtskräftige Bestrafung im 
Sinne des § 130 Abs. 6 Z 2, so ist das betreffende Zentrum aus der Liste zu streichen.” 
13. § 82 Abs. 1 und 2 lautet: 

“§ 82. (1) Arbeitsmediziner sind in dem zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Ausmaß, 
mindestens aber im Ausmaß der Mindesteinsatzzeit, zu beschäftigen, sofern § 77a nicht anderes 
bestimmt. 

(2) Die Mindesteinsatzzeit richtet sich nach der Anzahl der Arbeitnehmer, die in einer Arbeitsstätte 
von einem Arbeitgeber beschäftigt werden. Die auf Baustellen und auswärtigen Arbeitsstellen 
beschäftigten Arbeitnehmer sind einzurechnen. Dies gilt nicht für Arbeitnehmer auf Baustellen, für die 
eine gesonderte, diesem Bundesgesetz entsprechende arbeitsmedizinische Betreuung eingerichtet ist. 
Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer sind bei der Berechnung der Anzahl der Arbeitnehmer entsprechend 
dem Umfang ihrer Beschäftigung anteilsmäßig einzurechnen. In Arbeitsstätten mit saisonal bedingt 
wechselnder Arbeitnehmerzahl richtet sich die Mindesteinsatzzeit nach der vorhersehbaren durch-
schnittlichen Arbeitnehmerzahl pro Jahr.” 
14. § 82 Abs. 5 lautet: 

“(5) Die jährliche Mindesteinsatzzeit ist unter Berücksichtigung der betrieblichen Verhältnisse 
aufzuteilen. Jeder Teil muß mindestens drei Stunden betragen. Auf jedes Kalendervierteljahr muß 
mindestens ein Achtel der jährlichen Mindesteinsatzzeit entfallen. In Arbeitsstätten mit saisonal bedingt 
wechselnder Arbeitnehmerzahl kann vom letzten Satz abgewichen werden.” 
15. § 83 Abs. 3 lautet: 

“(3) Arbeitgeber haben dem zuständigen Arbeitsinspektorat zu melden: 
 1. für Arbeitsstätten mit mehr als 50 Arbeitnehmern: die Namen der Präventivfachkräfte oder die 

Bezeichnung der in Anspruch genommenen Zentren sowie deren jeweilige Einsatzzeiten, 
 2. für Arbeitsstätten mit bis zu 50 Arbeitnehmern, sofern nicht ein Präventionszentrum in Anspruch 

genommen wird: die Namen der Präventivfachkräfte oder die Bezeichnung der in Anspruch 
genommenen Zentren oder den Namen der natürlichen Person, die das Unternehmermodell 
gemäß § 78b wahrnimmt, 

 3. Änderungen der gewählten Betreuungsform, jeden Wechsel der Präventivfachkräfte sowie 
wesentliche Änderungen der Einsatzzeit.” 

16. § 83 Abs. 9 erster Satz lautet: 
“Weder die Bestellung von Präventivfachkräften noch die Inanspruchnahme eines Präventionszentrums 
noch die Anwendung des Unternehmermodells gemäß § 78b enthebt die Arbeitgeber von ihrer 
Verantwortlichkeit für die Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften.” 
17. Im § 89 Abs. 2 wird das Zitat “§ 80 Abs. 2” durch das Zitat “§ 80 Abs. 1” ersetzt. 
18. § 90 samt Überschrift lautet: 

“Verordnungen über Präventivdienste 
§ 90. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat in Durchführung des 

7. Abschnittes durch Verordnung näher zu regeln: 
 1. die Voraussetzungen für die Anerkennung einer Fachausbildung für Sicherheitsfachkräfte, die 

Durchführung der Fachausbildung und die Voraussetzungen für die Zulassung zur Fachaus-
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bildung, wobei in der Verordnung Übergangsregelungen für die bei Inkrafttreten der Verordnung 
bereits tätigen Sicherheitsfachkräfte vorzusehen sind; 

 2. das notwendige Fach- und Hilfspersonal für Sicherheitsfachkräfte und Arbeitsmediziner; 
 3. die Voraussetzungen für sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Zentren; 
 4. die Zusammensetzung des Arbeitsschutzausschusses, wobei sicherzustellen ist, daß die Anzahl 

der Mitglieder nach § 88 Abs. 3 Z 1 und 2 der Anzahl der Mitglieder nach § 88 Abs. 3 Z 5 und 6 
entspricht; 

 5. die Entsendung von Vertretern in den zentralen Arbeitsschutzausschuß. 
(2) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat durch Verordnung abweichend von 

§ 77 Abs. 3 und 4 für Arbeitsstätten, in denen besonders hohe Unfallgefahren bestehen, höhere 
Mindesteinsatzzeiten der Sicherheitsfachkräfte und für Arbeitsstätten, in denen geringe Unfallgefahren 
bestehen, niedrigere Mindesteinsatzzeiten festzulegen. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat durch Verordnung abweichend von 
§ 82 Abs. 3 und 4 für Arbeitsstätten, in denen besonders hohe Gesundheitsgefahren bestehen, und für 
Arbeitsstätten, in denen regelmäßig Nachtarbeit geleistet wird, höhere Mindesteinsatzzeiten der 
Arbeitsmediziner festzulegen, sowie für Arbeitsstätten, in denen geringe Gesundheitsgefahren bestehen, 
sobald gesicherte Erkenntnisse für entsprechend den Gesundheitsgefahren differenzierte Mindest-
einsatzzeiten vorliegen, niedrigere Mindesteinsatzzeiten festzulegen. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales kann durch Verordnung zulassen, daß 
die Gesamteinsatzzeit der Präventivfachkräfte abweichend von §§ 77 und 82 auf Sicherheitsfachkräfte 
und Arbeitsmediziner aufgeteilt wird, wenn dies unter Bedachtnahme auf die bestehenden Gefahren für 
Sicherheit und Gesundheit für eine sachgerechte Betreuung zielführend ist.” 
19. § 91 Abs. 1 lautet: 

“§ 91. (1) Zur Beratung des Bundesministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales in grundsätzlichen 
Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit und zu seiner Information über 
Organisation und Tätigkeit der Präventionszentren der Träger der Unfallversicherung ist ein Arbeit-
nehmerschutzbeirat einzurichten.” 
20. § 116 Abs. 3 lautet: 

“(3) Für arbeitsmedizinische Zentren gilt folgendes: 
 1. Arbeitsmedizinische Zentren, die am 1. Jänner 1999 über eine aufrechte Ermächtigung gemäß 

§ 22c Abs. 2 des Arbeitnehmerschutzgesetzes (ANSchG), BGBl. Nr. 234/1972, oder über eine 
aufrechte Bewilligung gemäß § 80 dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor der Novelle 
BGBl. I Nr. XXX/1998 verfügen, sind in die Liste der arbeitsmedizinischen Zentren gemäß § 80 
Abs. 4 aufzunehmen, sofern nicht Z 2 anzuwenden ist. 

 2. Beim Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales am 1. Jänner 1999 anhängige 
Verwaltungsverfahren nach § 116 Abs. 3 Z 3 dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor der 
Novelle BGBl. I Nr. XXX/1998 sind einzustellen. Die vom Betreiber vorgelegten Nachweise 
sind dem zuständigen Arbeitsinspektorat abzutreten und von diesem nach § 80 Abs. 3 zu 
behandeln. 

 3. Am 1. Jänner 1999 beim Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales anhängige 
Verwaltungsverfahren zur Bewilligung eines arbeitsmedizinischen Zentrums gemäß § 80 dieses 
Bundesgesetzes in der Fassung vor der Novelle BGBl. I Nr. XXX/1998 sind einzustellen. Der 
Antrag samt allfälligen vom Betreiber vorgelegten Nachweisen ist dem zuständigen 
Arbeitsinspektorat abzutreten und von diesem nach § 80 Abs. 3 zu behandeln.” 

21. Dem § 116 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
“(6) Arbeitgeber, die über Kenntnisse auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 

für die jeweilige Arbeitsstätte gemäß § 78b Abs. 2 Z 1 verfügen, dürfen das Unternehmermodell gemäß 
§ 78b Abs. 1 Z 2 ohne Nachweis ausreichender Kenntnisse durch eine Bescheinigung gemäß § 78b 
Abs. 2 Z 2 oder § 78b Abs. 4 bis längstens 31. Dezember 1999 anwenden.” 
22. Dem § 130 Abs. 1 Z 27 wird angefügt: 
“sofern kein Präventionszentrum gemäß § 78 Abs. 1 in Anspruch genommen wurde,” 
23. In § 130 Abs. 1 werden nach Z 27 folgende Z 27a und 27b eingefügt: 
 “27a. die Verpflichtung zur Anforderung oder zur Beiziehung des von ihm in Anspruch genommenen 

Präventionszentrums des zuständigen Unfallversicherungsträgers verletzt, 
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 27b. die Aufgaben nach § 84 Abs. 1 und 3 sowie § 85 Abs. 2 nicht ordnungsgemäß wahrnimmt, 
sofern er als Form der sicherheitstechnischen Betreuung das Unternehmermodell gewählt hat,” 

24. § 130 Abs. 6 Z 1, 2 und 3 lauten: 

 “1. ein sicherheitstechnisches Zentrum betreibt, ohne die Voraussetzungen nach § 75 Abs. 1 zu 
erfüllen, 

 2. ein arbeitsmedizinisches Zentrum betreibt, ohne die Voraussetzungen nach § 80 Abs. 1 zu 
erfüllen, 

 3. die Meldepflichten nach § 75 Abs. 2 oder § 80 Abs. 2 oder die Auskunftspflicht nach § 84 
Abs. 4 verletzt.” 

25. Dem § 131 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
“(4) § 2 Abs. 1 und 3, § 63 Abs. 1, § 73 Abs. 5, § 75, § 77 Abs. 1, 2 und 5, § 77a, § 78, § 78a, § 78b, 

§ 79 Abs. 1 Z 3, § 80, § 82 Abs. 1, 2 und 5, § 83 Abs. 3 und 9, § 89 Abs. 2, § 90, § 91 Abs. 1, § 116 
Abs. 3 und 6, § 130 Abs. 1 Z 27, 27a und 27b, § 130 Abs. 6 Z 1, 2 und 3, jeweils in der Fassung BGBl. I 
Nr. XXXX/1998, treten mit 1. Jänner 1999 in Kraft.” 

Artikel II 
Artikel VI des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 450/1994 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1998 außer 

Kraft. 
Artikel III 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch 

das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 138/1998, wird geändert wie folgt: 
1. § 476 samt Überschrift lautet: 

“Präventionsbeirat 
§ 476. Zur Information des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr über Organisation und 

Tätigkeit des Präventionszentrums der Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen hat diese 
einen Präventionsbeirat einzurichten.” 
2. Nach § 575 wird folgender § 576 samt Überschrift angefügt: 

“Schlußbestimmung zu Art. III des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/1998 
§ 576. § 476 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/1998 tritt mit 

1. Jänner 1999 in Kraft.” 

1485 der Beilagen XX. GP - Volltext10 von 10




